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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.02.2016 

Geschäftszahl 

Ra 2015/19/0267 

Rechtssatz 

Bei wiederholten Anträgen auf internationalen Schutz kann nur eine solche behauptete Änderung des 
Sachverhaltes die Behörde zu einer neuen Sachentscheidung - nach etwa notwendigen amtswegigen 
Ermittlungen - berechtigen und verpflichten, der rechtlich für sich allein oder in Verbindung mit anderen 
Tatsachen Relevanz zukäme; eine andere rechtliche Beurteilung des Antrages darf nicht von vornherein 
ausgeschlossen sein. Die behauptete Sachverhaltsänderung muss zumindest einen "glaubhaften Kern" aufweisen, 
dem Relevanz zukommt (Hinweis B vom 9. März 2015, Ra 2015/19/0048 mit Hinweis auf die ausführlicheren - 
zu einer früheren Rechtslage des AsylG 2005 getätigten, aber auch auf die nunmehrige Rechtslage übertragbaren 
- Erwägungen im E vom 19. Februar 2009, 2008/01/0344). 
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